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Vorwort 

Eine neue Rundfunkorganisation nimmt Gestalt an. Kommerzielle 
Veranstalter treten neben die öffentlichrechtlichen  Rundfunkanstalten 
der Bundesrepublik Deutschland. Diese Entwicklung w i r f t  vielfältige 
verfassungsrechtliche  Fragen auf. Ich untersuche in meiner Dissertation, 
welche Vorgaben für die Organisation des Rundfunks das Grundgesetz 
enthält, insbesondere ob es ein Grundrecht der Rundfunkunternehmer-
freiheit  gewährleistet. Diese Frage ist nicht nur von erheblicher Be-
deutung für die Entscheidung der Landesgesetzgeber, ob sie privaten 
Rundfunk zulassen, sondern auch für die Ausgestaltung  des Zulassungs-
verfahrens  in den einzelnen Rundfunkgesetzen. Um sie beantworten 
zu können, muß nicht nur Ar t ike l 5 Abs. 1 Satz 2 GG ausgelegt, sondern 
auch die herrschende Interpretation des Ar t ike l 12 Abs. 1 GG kritisch 
überprüft  werden. Auf dieser Grundlage untersuche ich die Verfas-
sungsmäßigkeit der öffentlichrechtlichen  Rundfunkorganisation und 
erörtere anhand eines rechtsvergleichenden Blicks nach Großbritannien 
die verfassungsrechtliche  Problematik des Nebeneinanders von öffent-
lichrechtlichem und kommerziellem Rundfunk. 

Angeregt zu meinem Thema hat mich Herr Professor  Dr. Ernst-
Joachim Mestmäcker, Direktor des Max-Planck-Institutes für aus-
ländisches und internationales Privatrecht in Hamburg. Ich bin ihm 
sehr dankbar, daß er mir schon 1976, als die Diskussion über die künf-
tige Rundfunkordnung der Bundesrepublik noch in den ersten Anfän-
gen steckte, vorgeschlagen hat, während eines Studienjahres an der 
Universität Cambridge in Großbritannien das Verhältnis zwischen 
öffentlichrechtlichem  und kommerziellem Rundfunk zu untersuchen. 

Betreut hat die Arbeit mein akedemischer Lehrer, Herr Richter des 
Bundesverfassungsgerichts  Professor  Dr. Ernst-Wolfgang Böckenförde. 
Seit mehr als zehn Jahren habe ich als sein Mitarbeiter von ihm 
immer wieder neue Anregungen für die wissenschaftliche Arbeit erhal-
ten. I n der auf freimütigen Austausch von Meinungen angelegten gei-
stigen Atmosphäre seines Lehrstuhls bestand stets Gelegenheit, eigene 
Gedanken zu entwickeln und auf ihre Tragfähigkeit  zu überprüfen. 
Besonders wertvol l waren dafür die Lehrstuhlgespräche, zu denen sich 
Herr Professor  Dr. Böckenförde und Herr Professor  Dr. Rainer Wahl 
allwöchentlich mit ihren Mitarbeitern im Institut für öffentliches  Recht 
der Universität Freiburg treffen.  Sowohl für die außergewöhnlich gün-
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stigen Rahmenbedingungen wissenschaftlicher Arbeit als auch für K r i t i k 
und Zuspruch, die direkt auf meine Dissertation bezogen waren, danke 
ich Herrn Professor  Dr. Böckenförde ganz herzlich. Sie haben maß-
geblich dazu beigetragen, daß mir die Promotion Freude gemacht hat. 

Herrn Richter des Bundesverfassungsgerichts  Professor  Dr. Konrad 
Hesse, in dessen Seminar ich über Jahre hinweg zahlreiche engagierte 
und lehrreiche Diskussionen über aktuelle Probleme des Verfassungs-
rechts erlebt habe, danke ich dafür,  daß er sich trotz seiner Arbeits-
belastung die Zeit genommen hat, das Zweitgutachten für meine Disser-
tation zu schreiben. Auch von ihm habe ich viel gelernt. 

Meine Freunde Thomas Emde, Johannes Hellermann, Frank Rott-
mann, Bernhard Schlink, Reinhard Schmalz und Rita Wellbrock haben 
mir im Verlaufe langer Abende oft genug klar gemacht, wo die schwa-
chen Punkte meiner Argumentation zu finden waren. Für ihre ehrliche 
K r i t i k danke ich ihnen ebenso wie für ihre aufmunternden Worte. 

Frau Lisa Maas in Bonn hat die Arbeit zuverlässig und zügig ge-
schrieben. Ihr danke ich es, daß die mehr technischen Probleme einer 
Dissertation mir nie zur Last geworden sind. 

Schließlich danke ich der Studienstiftung des deutschen Volkes für 
die vielfältige Förderung und Herrn Ministerialrat a. D. Professor  Dr. 
Dr. h. c. Broermann für den großzügigen Verlagsvertrag. 

Freiburg, im November 1984 
Joachim  Wieland 
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Einleitung 

Die Freiheit des Rundfunks hängt von der Organisation des Rund-
funks ab. Die Organisation des Rundfunks wi rd in der Bundesrepublik 
seit Jahren heftig diskutiert. Die rasche Entwicklung der Kommuni-
kationstechnik hat neue Möglichkeiten der Massenkommunikation 
eröffnet,  über deren Nutzung interessierte Kreise der Öffentlichkeit, 
aus Poli t ik und Wirtschaft  streiten. Für die Öffentlichkeit  gewinnt der 
Rundfunk seine Bedeutung als Mi t te l der aktuellen Information. Die 
parlamentarische Demokratie ist auf den informierten  Bürger ange-
wiesen, da nur er in der Lage ist, verantwortungsvoll am politischen 
Leben teilzunehmen und seine Bürgerrechte auszuüben. Der Bürger 
selbst kann kaum überprüfen,  ob und wieweit er dem Rundfunk ver-
trauen kann. Die Möglichkeiten der Manipulation sind zahlreich. 

Der Einfluß des Rundfunks auf die öffentliche  Meinung macht ihn 
für die Polit iker begehrenswert. Sie sind auf eine ihnen günstige 
öffentliche  Meinung angewiesen, um Wahlerfolge zu erringen. Der 
Rundfunk muß ihnen als geeignetes Mi t te l erscheinen, ihr Ziel zu 
erreichen. Deshalb versuchen sie, sich des Rundfunks zu bemächtigen. 

Die Wirtschaft  ist weniger an der meinungsbildenden Wirkung des 
Rundfunks interessiert als an der Gelegenheit, durch die Veranstaltung 
von Rundfunk und den Verkauf von Werbezeit Gewinne zu erzielen. 
Auch schafft  die Kommunikationstechnik neue Märkte: Wenn die 
Bundesrepublik verkabelt wird, fallen Investitionen in Milliardenhöhe 
an, werden Arbeitsplätze geschaffen.  Zugleich wi rd unser tägliches 
Leben spürbar verändert. 

Die Entscheidungen über die zukünftige Organisation des Rund-
funks haben also weitreichende Auswirkungen und werden aus unter-
schiedlichen Gründen von verschiedener Seite zu beeinflussen versucht. 
Dadurch kann leicht die Freiheit des Rundfunks in Gefahr geraten. 
Deshalb gi l t es zu fragen, wie das Grundgesetz die Freiheit des Rund-
funks verfassungsrechtlich  absichert und welche Formen der Organi-
sation des Rundfunks den Anforderungen  des Grundgesetzes genügen. 
Diese beiden Fragen sind Gegenstand der vorliegenden Arbeit. 

In ihrem ersten Teil geht es um Ar t ike l 5 Absatz 1 Satz 2 GG. 
Grundlegend für die Interpretation dieser Vorschrift  ist die Recht-
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sprechung des Bundesverfassungsgerichts,  die in Kapitel 1 analysiert 
wird. Es folgt eine geraffte  Darstellung des Standes der Lehre in 
Kapitel 2, bevor in Kapitel 3 die Auslegung des Artikels 5 Absatz 1 
Satz 2 GG entwickelt wird, die zeigt, daß diese Norm kein Individual-
grundrecht des Bürgers enthält, selbst Rundfunk zu veranstalten. I n 
Kapitel 4 w i rd nachgewiesen, daß sich ein solches Individualgrundrecht 
auch nicht aus Ar t ike l 10 Absatz 1 der Europäischen Menschenrechts-
konvention ableiten läßt. 

Der zweite Teil der Arbeit beschäftigt sich mit der Bedeutung des 
in Ar t ike l 12 Absatz 1 GG verbürgten Grundrechts jedes Deutschen, 
seinen Beruf frei  zu wählen, für die Organisation des Rundfunks. 
Kapitel 5 untersucht die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
zur Freiheit der Berufswahl und insbesondere zur Frage der Zulässig-
keit von Verwaltungsmonopolen. Kapitel 6 behandelt die einschlägigen 
Stellungnahmen der Lehre. I n Kapitel 7 wi rd die restriktive Inter-
pretation des Ar t ike l 12 Absatz 1 GG als Grundrecht jedes Deutschen 
entwickelt, zwischen den einzelnen Berufen in ihrer gesetzlich geregel-
ten Form ohne staatlichen Druck wählen zu dürfen. Dieses Grundrecht 
begrenzt nicht das Recht des Staates, Verwaltungsmonopole zu errichten. 

Nachdem die beiden ersten Teile der Untersuchung die Anforderun-
gen des Grundgesetzes an die Organisation des Rundfunks ermittelt 
haben, wendet sich der abschließende drit te Teil tatsächlich existieren-
den Formen der Rundfunkorganisation zu und überprüft  ihre Verein-
barkeit mit der Verfassung. I n Kapitel 8 geht es um die öffentlichrecht-
liche Rundfunkorganisation der Bundesrepublik Deutschland in ihrer 
bisherigen Gestalt. Kapitel 9 behandelt angesichts der für die Bundes-
republik absehbaren Entwicklung zu einem Nebeneinander von öffent-
lichrechtlichem und kommerziellem Rundfunk die Rundfunkorganisa-
t ion Großbritanniens. Dabei geht es darum, welche Lehren aus den 
fast 30jährigen Erfahrungen der Briten mit der Konkurrenz von 
öffentlichrechtlichem  und kommerziellem Fernsehen gezogen werden 
können und inwieweit sich die rechtliche Gestaltung des britischen 
Rundfunks mit dem Grundgesetz vereinbaren läßt. 



Erster  Teil 

Die Gewährleistung der Freiheit 

der Berichterstattung durch Rundfunk 

Das Grundgesetz gewährleistet in Ar t ike l 5 Absatz 1 Satz 2 neben 
der Pressefreiheit  die Freiheit der Berichterstattung durch Rundfunk 
und Film. Diese Vorschrift  bildet den Kern der verfassungsrechtlichen 
Anforderungen  an die Organisation des Rundfunks. Sie ist Gegenstand 
dreier Fernsehurteile des Bundesverfassungsgerichts  aus den Jahren 
1961, 1971 und 1981 sowie weiterer Entscheidungen dieses Gerichts. Die 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts  hat die Interpretation 
des Ar t ike l 5 Absatz 1 Satz 2 GG so nachhaltig geprägt, daß die Recht-
sprechung der Verwaltungsgerichte daneben keine eigene Bedeutung 
entwickeln konnte. Kapitel 1 beschränkt sich demgemäß auf die Analyse 
der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts.  Das zweite Kapitel 
gibt einen kurzgefaßten Überblick über die reichhaltige Li teratur zur 
Freiheit der Berichterstattung durch Rundfunk. Im dri t ten Kapitel 
folgt die Interpretation des Ar t ike l 5 Absatz 1 Satz 2 GG als institutio-
nelle Rahmengarantie, die ausschließt, dieser Vorschrift  ein Individual-
grundrecht der Rundfunkveranstaltungsfreiheit  zu entnehmen. Auch 
Ar t ike l 10 Absatz 1 EMRK enthält kein solches Individualgrundrecht 
(Kapitel 4). 


